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Wir dürfen unsere Mitglieder nicht im Regen stehen lassen. Wer
am Arbeitsplatz unter Druck gerät, soll rechtliche Hilfe in
Anspruch nehmen können – und dies in Zeiten der Not ohne das
Risiko, am Ende des Tages mit erheblichen Kosten belastet zu
werden. Öffentliches Personal Schweiz (ZV) verfügt über eine
massgeschneiderte Lösung, an der vor allem die kleineren und
mittleren Personalverbände nicht vorbeikommen. Machen wir das
Arbeitsleben unserer Mitglieder sicherer!

Es ist nicht der Regelfall, klar, aber es kommt vor und trifft
den Einzelnen hart: Auseinandersetzungen mit dem Arbeitgeber.
Der Arbeitgeber greift (zu Recht) auf seinen eigenen internen
Rechtsdienst zu oder finanziert externe Anwälte.

Auf der anderen Seite aber steht der Mitarbeitende – unser
Mitglied –, der häufig unerwartet in eine arbeitsrechtliche
Auseinandersetzung  hineingezogen  wird  und  einem  gut
ausgerüsteten,  wehrhaften  Arbeitgeber  gegenübersteht.
Angesichts der wirtschaftlichen Folgen, die eine juristische
Auseinandersetzung nach sich ziehen kann, wird er ohne Support
schon früh aufgeben müssen.

Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  ist  überzeugt:  ein
Personalverband  muss  über  Rechtsschutz  zugunsten  seiner
Mitglieder verfügen. Er kann dies über eine eigene Lösung mit
juristischem Sekretariat und spezieller Kriegskasse für den
Einzelfall  gewährleisten  oder  über  eine
Rechtsschutzversicherung,  wie  sie  Öffentliches  Personal
Schweiz (ZV) anbietet.

In  den  letzten  Monaten  haben  sich  die  Fälle  gehäuft,  in
welchen  Mitglieder  von  Personalverbänden  in  juristische
Auseinandersetzungen  mit  dem  Arbeitgeber  verwickelt  wurden,
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aber  über  keine  Rechtsschutzversicherung  verfügten.  Über
extreme Beispiele war in den letzten beiden ZV Info (jeweils
auf der Front) zu lesen. Weder wirtschaftlich noch juristisch
bewaffnete Arbeitnehmer mussten sich gegen einen Arbeitgeber
wehren,  der  finanziell  bestens  ausgestattet  interne  wie
externe  juristische  Kompetenz  in  Anspruch  nahm,  um  die
Ansprüche des (häufig ehemaligen) Mitarbeitenden abzuwehren.
Hier sind die Spiesse nicht mehr gleich lang, hier verliert
der  Mitarbeitende  regelmässig  und  seine  wirtschaftlichen
Risiken sind enorm.

Genau dies war der Grund, dass Öffentliches Personal Schweiz
(ZV)  in  den  letzten  Jahren  mit  der  AXA-ARAG  ein
Versicherungsmodell  entwickelt  hat,  das  die  Mitarbeitenden
(sofern sie Mitglied in einem Personalverband sind) vor den
wirtschaftlichen  Folgen  einer  solchen  Auseinandersetzung
schützt.  Ein  Verband  muss  zugunsten  seiner  Mitglieder
engagiert Interessenwahrung betreiben; dazu gehört in erster
Linie,  die  Personalpolitik  des  Arbeitgebers  im  Sinn  der
Mitarbeitenden positiv zu beeinflussen. Dazu gehört aber auch,
und  das  ist  in  nahezu  allen  Personalverbänden  eine
Selbstverständlichkeit,  dass  das  Kollektiv  hinter  dem
Einzelnen steht und ihm hilft, wenn er in personalrechtliche
Auseinandersetzungen  verwickelt  wird.  Deshalb  ist
Rechtsschutz, egal wie er gewährt wird, eine zentrale Aufgabe
eines Personalverbandes. Es muss klar sein, dass, wer in Not
gerät, von den Kolleginnen und Kollegen Rückendeckung erhält.

Es ist mir, als Präsident von Öffentliches Personal Schweiz
(ZV), unverständlich, weshalb vor allem die kleineren Verbände
auf solche Rückendeckung verzichten. Grössere Kantonalverbände
mit teilweise spürbaren Mitgliederbeiträgen und einem internen
Verbandsrechtsdienst sind eher in der Lage, solche Risiken
zugunsten des Einzelnen abzudecken. Nicht nachvollziehbar ist
es aber, wenn kleine Personalverbände, die über keinen eigenen
Rechtsdienst  oder  keinen  eigenen  Verbandsanwalt  verfügen
können, der Auffassung sind, Rechtsschutz brauche es nicht.



Hintergrund dieser Auffassung ist oftmals die Überzeugung, ein
Jahresbeitrag  ab  7.60  Franken  (!)  sei  für  so  etwas  nicht
vertretbar.  Das  sind  heutzutage  1.5  Café  Crème.  Ist  man
tatsächlich der Überzeugung, dass ein bis zwei Tassen Kaffee
pro Jahr zu viel sind für einen nachhaltigen Rechtsschutz
unserer Mitglieder? Das kann nicht sein!

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) hat in mehreren Fällen mit
entlassenen  Mitarbeitenden  zu  tun,  die  anfragen,  ob
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  nicht  die  Kosten  des
eigenen  und  auch  des  Anwalts  des  Arbeitgebers  übernehmen
könnte. Diese Mitglieder suchen Hilfe, weil nicht vorgesorgt
wurde. Wir wollen ein starker Verband sein, wir wollen unseren
Mitarbeitenden helfen, wir wollen sie unterstützen, wenn sie
in Not sind. Genau dafür hat Öffentliches Personal Schweiz
(ZV)  seine  Rechtsschutzversicherung  entwickelt.  Die  Kosten
sind tief, der Nutzen ist gross. Wir vermitteln Sicherheit,
wenn es für den Einzelnen persönlich und wirtschaftlich (auch
für seine Familie) eng wird. Und das ist auch der Standard,
wie ihn alle Gewerkschaften und Personalverbände im In- und
Ausland bereitstellen.

Als  Präsident  unseres  Verbandes  bitte  ich  Sie,  Ihren
Mitgliedern  diesen  Rechtsschutz  zu  bieten.  Er  vermittelt
Sicherheit, er hilft in der Not, er ist mit CHF 7.60 pro Jahr
(oder CHF 15.40 bei einer Rundumlösung) absolut kostengünstig.
Man  sollte  den  eigenen  Kolleginnen  und  Kollegen  diese
Sicherheit  nicht  versagen.

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) selbst – und das Gleiche
gilt  für  die  meisten  der  uns  angeschlossenen  Verbände
ebenfalls –  ist nicht in der Lage, Kosten zu tragen, die
einem  einzelnen  Mitglied  in  einer  juristischen
Auseinandersetzung mit dem Arbeitgeber erwachsen sind. Diese
Kosten bewegen sich schnell einmal in der Höhe von CHF 10’000
bis 30’000, je nachdem, ob man die Gegenseite, sprich den
Arbeitgeber,  ebenfalls  entschädigen  muss.  Dies  lässt  unser
sparsames  Beitragssystem  nicht  zu.  Hinzu  kommt,  dass  dann



diejenigen profitieren, die nie eine Rechtsschutzversicherung
abgeschlossen haben, und dies zulasten derjenigen, die sich
für einen professionellen Rechtsschutz entschieden haben. Das
widerspricht dem Gebot der Gleichbehandlung, die wir allen
Personalverbänden gegenüber einhalten wollen und werden.

Die  Absicherung  drohender  Verfahrenskosten  ist  beruhigend,
dies sowohl für die Mitarbeitenden als auch für den Verband
und dessen Vorstand, der sich für seine Mitglieder einsetzt.
Sie ist gut in Zeiten, in denen der Mitarbeitende, der in
einer  Auseinandersetzung  mit  dem  Arbeitgeber  steht,  nicht
weiss, wie lange sein Lohn noch bezahlt wird und mit welchen
Kosten er für dieses Verfahren zu rechnen hat. Ich empfehle
Ihnen deshalb, diese Versicherung für Ihren Verband zugunsten
Ihrer Mitglieder abzuschliessen.

Neben  der  effektiven  finanziellen  Absicherung  hat  die
Rechtsschutzversicherung  überdies  eine  sehr  präventive
Wirkung: Sie veranlasst den Arbeitgeber, eine Eskalation zu
vermeiden  oder  bei  nicht  lösbaren  Konflikten  eine
einvernehmliche Lösung zu suchen, weil er damit rechnen muss,
dass der Mitarbeitende seine Ansprüche ohne Angst um mögliche
finanzielle  Konsequenzen  durchsetzen  wird.  Wollen  Sie
Mitarbeitende  in  Ihrem  Verband,  die  nicht  für  ihr  Recht
kämpfen, weil sie die Durchsetzung ihrer Rechte nicht bezahlen
können? Wollen Sie ein Verband sein, der aus finanziellen
Gründen nicht hinter seinem Mitglied stehen kann, wenn es in
Not ist? Ich glaube nicht.

 

Mögliche  Versicherungsvarianten  für  die  Verbände  von
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) bietet zusammen mit der
AXA-ARAG  seinen  Mitgliedern  für  personalrechtliche
Auseinandersetzungen  drei  Versicherungsvarianten  an:

Die Vollkosten-Rechtschutzversicherung deckt die Kosten



für  vorprozessuale  Beratungen  und  (falls  notwendig)
anschliessende Prozesskosten. Diese Variante empfiehlt
sich  insbesondere  für  Verbände  ohne  eigene
Rechtsberatung.  Jährliche  Kosten  pro  Mitglied:  Fr.
15.40.
Die  Prozesskostenversicherung  übernimmt  die  Kosten  ab
Einleitung eines Prozesses; vorprozessuale Kosten sind
nicht gedeckt. Kostenpunkt pro Mitglied jährlich: Fr.
7.60.
Die Rechtsberatung-Rechtsschutzversicherung funktioniert
ähnlich wie die Vollkosten-Rechtsschutzversicherung; der
Verband muss aber 3 Stunden der vorprozessualen Beratung
übernehmen.  Kostenpunkt  pro  Mitglied  jährlich:  Fr.
14.40.

Die  Versicherung  kann  nur  für  den  gesamten  Verband  (nur
Aktivmitglieder) abgeschlossen werden. Informationen erhalten
Sie  auf  der  Website  www.oeffentlichespersonal.ch,  Rubrik
Dienstleistungen / Versicherungen,
oder beim Sekretariat (sandra.wittich@zentral.ch, 056 200 07
99).


